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Probleme und Perspektiven der Transformationsprozesse 
in Ost- und Südosteuropa 

Von Mir A. Ferdowsi 

Der Optimismus, mit dem die „Charta von Paris für ein neues Europa" der K S Z E 
im November 1990 der Hoffnung auf „ein neues Zeitalter der Demokratie, des 
Friedens und der Einheit"1 Ausdruck gab, ist zwei Jahre danach einer weltpolitischen 
Ernüchterung gewichen. Das Zeitalter der Konfrontation und der Teilung Europas ist 
nicht zuendegegangen, wie die Charta postuliert hatte. Konflikte, Kriege und 
Flüchtlingselend vom europäischen Slowenien bis zum zentralasiatischen Tadschiki­
stan prägen ebenso die neue Landkarte Europas wie der kaum steuerbare Zerfall des 
ehemaligen Ostblocks in Klein- und Mikrostaaten, die Wiederbelebung alter 
Nationalitätenkonflikte und nicht zuletzt die Unterdrückung von Minderheiten; 
obgleich doch die Unterzeichner der Charta feierlich bekräftigt hatten, daß „die 
ethnische, kulturelle, sprachliche und religiöse Identität nationaler Minderheiten 
Schutz genießen muß und daß Angehörige nationaler Minderheiten das Recht haben, 
diese Identität ohne jegliche Diskriminierung und in voller Gleichheit vor dem Gesetz 
frei zum Ausdruck zu bringen, zu wahren und weiterzuentwickeln". 

Vom stabilen „Abschreckungsfrieden" zum Schrecken ohne Ende? 
Die Hypothek der Geschichte. 

Die bisherigen Entwicklungen deuten daraufhin, daß - so paradox es auch zunächst 
klingen mag - mit dem Ende des Kommunismus und des Ost-West-Konflikts eine 
Periode relativer Stabilität und Berechenbarkeit zu Ende gegangen ist. 

Sowohl die Entwicklung in Osteuropa und die allenthalben zu beobachtende 
rückwärts gewandte Flucht in altes Nationalstaatsdenken und überlebte - beziehungs­
weise überlebt geglaubte - ethnisch-nationalistische Bewegungen als auch der 
Ausbruch des jugoslawischen Bürgerkriegs deuten daraufhin, daß mit dem Ende des 
Ost-West-Konflikts die Region eher von der Geschichte eingeholt wurde. 

Was auch immer die Ursachen jener Hoffnungen auf Demokratisierung und 
Errichtung eines stabilen Friedens in Europa waren, ausgeblendet wurde - bewußt 
oder unbewußt - dreierlei: 

Zum einen wurde die Tatsache außer Acht gelassen, daß das Ende des 
Ost-West-Konflikts nicht das Ergebnis einer Zivilisierung der Konfliktaustragung im 
Rahmen der K S Z E war, bei der die Kontrahenten auf einer neuen Stufe 
friedenspolitischer Einsicht angekommen wären, sondern die Entwicklung dadurch 
ausgelöst und beschleunigt wurde, daß eine der beiden Supermächte, die Sowjetunion, 
nicht mehr in der Lage war, sich am „Bipolaritäts-Spiel" der Supermächte zu 
beteiligen. Darüber hinaus handelte es sich bei dem Transformationsprozeß in 
Ost-Mitteleuropa - mit Ausnahme von Polen und der Tschechoslowakei - und in den 
südlichen Regionen der ehemaligen Sowjetunion um ein eher zufälliges Einstürzen 

Dr. Mir A. Ferdowsi, Akademischer Rat am Geschwister-Scholl-Institut für Politische Wissenschaft 
der Universität München. 
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eines morschen Systems, das seine Dynamik mehr aus einer Art Dominoeffekt bezog 
als aus eigener Kraft durch bewußten politischen Veränderungswillen der Eliten. 

Zum anderen wurde die historische Erfahrung nicht beachtet, daß der Zerfall 
übernationaler Großreiche in diesem Jahrhundert nicht nur Folge von Kriegen war, 
sondern auch eine Reihe von Kriegen nach sich zog. Dies war im Europa des Jahres 
1918 nach dem Zusammenbruch der Habsburger Doppelmonarchie nicht anders als 
beim Zerfall des Osmanischen Reiches. Dabei wurden jene Prozesse der National­
staatenbildung in Gang gesetzt, deren Spätfolgen in den heutigen gewalttätigen 
Umwälzungen, insbesondere im ehemaligen Jugoslawien, erneut ausgebrochen sind. 
Auch die Liquidierung der französischen, britischen und niederländischen Kolonial­
reiche seit 1945 sowie des portugiesischen Kolonialgebiets Mitte der siebziger Jahre 
hatten Bürger-, Sezessions- und Grenzkriege zur Folge, die in weiten Teilen Afrikas, 
Asiens und des Nahen Ostens noch heute weiterwirken.2 

Drittens schließlich wurde übersehen, daß es sich bei der überwiegenden Zahl dieser 
Staaten nicht um saturierte Nationalstaaten handelte, sondern um künstliche 
Konstrukte, deren bestehende Grenzen keineswegs nationale oder gar staatliche, 
sondern lediglich administrative Linien waren.3 Hierfür sind, und das nicht nur im 
ehemaligen Jugoslawien, nicht zuletzt jene Siegermächte des Ersten Weltkriegs 
verantwortlich, die zwar unter Berufung auf das Selbstbestimmungsrecht der Völker, 
in Wirklichkeit aber zur Sicherung ihres Einflusses in dieser Region, eine Ordnung 
zu errichten suchten, die ihren europäischen Hauptinteressen dienen sollte, nämlich 
Deutschland nieder- und die Sowjetunion fernzuhalten, Serbien zu kontrollieren und 
das gefährliche österreichisch-ungarische Erbe auf dem Balkan mit seinem 
Nationalitätenproblem pauschal abzuwickeln. 

Nicht ein einziges der betroffenen Völker auf dem Balkan durfte über sein Schicksal 
entscheiden, obgleich doch der amerikanische Präsident Woodrow Wilson, der 
maßgeblich an der Neuordnung von Südosteuropa beteiligt war, zuvor erklärt hatte, 
Völker und Provinzen dürften nicht länger von einer Staatsgewalt zur anderen hin-
und hergeschoben werden.4 Das verheerende Ergebnis dieser mangels politischer 
Weitsicht beziehungsweise aus Ignoranz eingeleiteten Entwicklung zeigte sich, als 
1919/20 aus den Trümmern der Donaumonarchie jene Staaten wie aus der Retorte 
geschaffen wurden, unter denen schließlich einzig die Verlierer, Österreich und 
Ungarn, ethnisch weitgehend homogen zusammengesetzt waren. Den Rest bildeten 
teils neugeschaffene, teils um wesensfremde Territorien erweiterte Vielvölkerkonglo-
merate, die sich nur dem Anspruch nach als einheitliche Nationalstaaten zu 
organisieren begannen. Und dies alles erfolgte in einem Teil des Kontinents, der mit 
seiner ethnischen Vermischung dazu die schlechtesten Voraussetzungen bot. 

Es liegt wohl in der Logik dieser historischen Entwicklung, daß die sich durch den 
Zerfall des sowjetischen Imperiums anbahnenden Konfliktformationen nicht nur 
dieselben Symptome aufweisen,5 sondern auch im Hinblick auf ihre Ursachen in 
frappierender Weise jenen innerstaatlichen und sezessionistischen Konflikten in der 
Dritten Welt ähneln, von denen seit dem Zweiten Weltkrieg mehr als die Hälfte aller 
unabhängigen Staaten betroffen waren und die die Verfolgung und Unterdrückung 
von mehr als fünfzig Völkern verursacht hatten. Dies ist kein Wunder, da auch sie mit 
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ähnlichen „historischen Hypotheken" belastet sind wie die nachkolonialen Staaten 
der Dritten Welt. 

Dies galt in besonderem Maße für den jugoslawischen Staat, bei dessen Gründung 
man sich nicht einmal auf historische Vorläufer berufen konnte. Damit begann wohl 
ein Experiment, das auf das friedliche Zusammenleben von Völkern abstellte, für die 
sich allerdings historisch mehr Trennendes als Gemeinsames nachweisen läßt. 

Der Zusammenhalt Jugoslawiens bis zum Tode Titos hatte nur dadurch Bestand, 
daß dieser so verfuhr wie in der früheren Sowjetunion, wo Konflikte lange Zeit durch 
ein fatales System von politischen Anreizen konserviert wurden, von dem die Union 
profitierte,6 nämlich durch eine Mischung aus diktatorischer Gängelung und 
innenpolitischer Balancepolitik, die jeden ethnischen Konflikt dadurch zu unterbin­
den versuchte, daß ein Rotationsprinzip bei der Besetzung öffentlicher Ämter 
eingeführt wurde.7 Doch aus heutiger Sicht muß eingestanden werden, daß Titos 
Vorhaben kläglich gescheitert ist, „ein neues Jugoslawien zusammenzuschmelzen, 
das aus zwei Alphabeten, drei Sprachen, vier Religionen und fünf Nationalitäten 
bestand, die in sechs Republiken lebten, von sieben Nationen umgeben waren und mit 
acht nationalen Minderheiten auskommen mußten." 8 Es lag daher nahe, wenn -
entgegen allen euphorischen Erwartungen - die freien Wahlen, die zwischen März 
und Dezember 1990 in allen Republiken stattfanden, von den Eliten nicht als 
grundsätzliche Entscheidung für die parlamentarische Demokratie westlichen Typs 
auf der gesamtjugoslawischen Ebene gedacht waren. Sie wurden vielmehr zum 
Abgesang auf Jugoslawien beziehungsweise zum Instrument der endgültigen 
Entscheidung, diesen Staat nicht, und sei es auf noch so demokratischer und 
rechtstaatlicher Basis, wiederherzustellen. Denn: der Gedanke der politischen 
Repräsentation war in Jugoslawien in dem Sinne unterentwickelt, als nur an die 
adäquate Vertretung der Republiken, nicht aber an die gleichberechtigte Vertretung 
aller Bürger gedacht war. Die grundlegende politische Einheit war demnach die 
Nation und die ihr zugehörige Republik, nicht aber der Bürger. 9 

Doch so sehr der jugoslawische Bürgerkrieg zur Zeit auch im Mittelpunkt des 
europäischen Interesses steht, ist er doch keine singulare Erscheinung. Auch in den 
anderen Staaten Osteuropas suchen Menschen vielerorts zunehmend in „übersteiger­
tem Nationalismus" Zuflucht, was wiederum aufgrund der den Staaten anhaftenden 
„historischen Hypothek" den Ausbruch von ethnischen Konflikten begünstigt. 1 0 Denn 
abgesehen von Polen, das 1945 ohne explosive Minderheitenprobleme als National­
staat wiedererstanden war, liefern etwa die Beendigung der staatlichen Einheit in der 
Tschechoslowakei nach 73 Jahren Gemeinsamkeit ebenso Indizien hierfür wie auch 
die Entwicklung in Ungarn, wo zwar bislang keine ernsthafte Gefährdung der jungen 
Demokratie befürchtet werden mußte, gleichwohl aber ein Wiederaufleben nationaler 
Identitätsstörungen, die ihre Ursachen im historischen, über Jahrzehnte tabuisierten 
„Trauma von Trianon" haben. Diesem Friedensvertrag vom 4. Juni 1920 zufolge 
verlor Ungarn nahezu zwei Drittel seines Territoriums und 60% seiner Bevölkerung 
an die Nachfolgestaaten der Habsburger Monarchie (Tschechoslowakei, Rumänien, 
Jugoslawien und Österreich). Labil und konfliktträchtiger ist der Zustand Bulgariens, 
wo sich nach der Wende von 1989 ebenfalls ein „Trauma" verstärkt hat; nämlich das 
des russisch-osmanischen Friedensvertrags von San Stefano am 3. März 1878. Der 
Traum eines Großbulgarien bis an die Adria mußte aufgegeben werden. Zurück 
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blieben antitürkische Emotionen, die nun wieder aufzuleben drohen. Nicht anders in 
Albanien, wo der Blick auf zwei Millionen von Serben unterdrückte Landsleute im 
Kosovo und die eigenen hochexplosiven sozialen Konflikte die nationale Vereinigung 
zum Hauptziel machen. Nicht minder groß ist die Gefahr eines neuen bewaffneten 
Konfliktes in Mazedonien, in den neben Serbien und Bulgarien auch Griechenland 
hineingezogen werden könnte. Damit riskiert man allerdings einen Krieg auf dem 
„Pulverfaß Balkan", in den auch Serbien und Bulgarien hineingezogen werden 
könnten. Ob der in der UN-Geschichte einmalige Beschluß des UN-Sicherheitsrates 
vom 11. Dezember 1992, als Präventivmaßnahme 700 Blauhelm-Soldaten nach 
Mazedonien zu entsenden, einem möglichen bewaffneten Konflikt vorzubeugen 
vermag, bleibt noch abzuwarten. 

Von der Staats- zur Nationenbildung: Die „Lernkosten " der Freiheit 

Ob und in welcher Form auch immer der derzeitige Krieg in Bosnien-Herzegowina 
durch die in Genf und New York tagende Friedenskonferenz beigelegt beziehungs­
weise eingedämmt werden wird - erfahrungsgeschichtlich spricht nichts dafür, daß 
den Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien, den baltischen Staaten und den 
aus der ehemaligen Sowjetunion hervorgegangenen beziehungsweise den osteuropäi­
schen Staaten jene schmerzhaften Erfahrungen erspart bleiben werden, die die 
postkolonialen Staaten Afrikas, Asiens und des Nahen Ostens gemacht haben. Denn 
nach gelungener Staatsbildung werden sie mit einer, aus dem Nationenbildungspro­
zeß in Europa und den nachkolonialen Staaten bekannten „Krisenpentarchie" 
konfrontiert," die in verschiedener Sequenz und mit unterschiedlichem Gewicht und 
Intensität auftreten können: 

Legitimitätskrisen infolge des Wandels der bisherigen Legitimationsbasis und der 
sich daraus ergebenden Spannungen zwischen neuen Machteliten und alten 
Autoritäten; der Zusammenbruch ideologisch begründeter Herrschaftsinstitutionen, 
auf denen die staatliche Autorität basierte; schließlich der Autoritäts verlust staatlicher 
Institutionen und Führungspersönlichkeiten aufgrund ihrer Fehleinschätzung der 
Möglichkeiten zukünftiger Entwicklung beziehungsweise des Weckens nicht 
realisierbarer Erwartungen. 

Damit gehen häufig Partizipationskrisen einher. Denn die für eine Restrukturierung 
und Reformierung unverzichtbare Eingliederung immer größerer Bevölkerungsgrup­
pen in den politischen Prozeß führt zwangsläufig zur Entstehung neuer Interessen­
gruppen mit Forderungen nach vermehrter politischer Teilhabe und einer grundlegen­
den Veränderung vorhandener politischer und wirtschaftlicher Strukturen. Doch in 
der Regel steht diesem zweierlei im Wege: Zum einen die Monopolisierung 
politischer und wirtschaftlicher Macht durch „gewendete" alte Eliten, die partizipa-
torische und pluralistische Strukturen verhindern, zum anderen - und dies gilt für die 
meisten nachkolonialen Staaten ebenso wie für die aus der Erbmasse der Zweiten 
Welt entstandenen Staaten - mangelndes Verständnis und unzureichende Erfahrung 
hinsichtlich demokratischer und ordnungspolitischer Grundprozesse, da die wenig­
sten Staaten eine lange demokratische Tradition aufzuweisen haben. Betrachtet man 
die Anzahl der Jahre mit Mehrparteiensystem in den osteuropäischen Staaten seit der 
Erlangung ihrer Unabhängigkeit (in Klammern) bis zur Demokratisierung zu Beginn 
der neunziger Jahre, so sieht die zukünftige Entwicklung wenig ermutigend aus: 
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Estland (1918): 16; Lettland (1918): 16; Litauen (1918): 8; Polen (1918): 10; CSFR 
(1918): 24; Ungarn (1918): 30; Rumänien (1878): 16; Jugoslawien (1918): 11; 
Bulgarien (1908): 15 und Albanien (1912): 0. 

Penetrationskrisen treten auf, da die herrschenden Eliten insbesondere in kulturell 
heterogenen Staaten nicht selten das Ziel verfolgen, zur Schaffung eines homogenen 
„Nationalstaates 4 4 1 2 Volksgruppen sowie linguistische und religiöse Minderheiten 
durch gezielte staatliche Maßnahmen oder gesellschaftliche Aktivitäten bestenfalls 
zu assimilieren, im schlimmsten Fall jedoch deren Einfluß zugunsten der herrschen­
den „ethnischen Gruppen44 mittels „ethnischer Säuberungen4 4 einzuschränken. Eine 
solche Politik fordert zwangsläufig den Widerstand von Bevölkerungsgruppen 
heraus, die sich nicht in das betreffende Staatsgebiet integrieren lassen beziehungs­
weise auf ihre Privilegien nicht verzichten wollen. Den Folgen einer solchen Politik 
ist es wohl zuzuschreiben, wenn diese Bevölkerungsgruppen beginnen, mittels 
separatistischer Bewegungen in einer Art Mikronationalismus einen „eigenen4 4 Staat 
zu etablieren.13 Die am 23. Januar 1993 um die selbsternannte „serbische Republik 
Krajina44 in Kroatien erneut aufgeflammten Kämpfe liefern ein besonders anschauli­
ches Beispiel hierfür. Denn obgleich Kroatien stets die Diskriminierung im 
jugoslawischen Staatsverband als Hauptursache für seine sezessionistische Bewe­
gung anführte, weigerte man sich nach der Unabhängigkeit nicht nur, den von Serben 
bewohnten Gebieten Selbstbestimmung zu geben, vielmehr reagierte die Regierung 
- insbesondere nach den Wahlen im Januar 1990 - mit Massenentlassungen von 
Angehörigen der in staatlichen und öffentlichen Ämtern stark repräsentierten 
serbischen Minderheit. 

Gravierender und politisch brisanter sind jedoch die Konsequenzen der Identitäts­
krisen, die der Zusammenbruch totalitärer Systeme und Ideologien in der Regel mit 
sich bringt und die zweierlei zur Folge haben: Zum einen hinterlassen sie nicht nur 
geistige, moralische und psychische Trümmerlandschaften, sondern führen gleichzei­
tig auch zu individuellen und kollektiven Existenz- und Orientierungskrisen. Zum 
anderen legt die Entwicklung eines nationalen Gemeinschaftsgefühls oder eines 
Gefühls gemeinsamer Identität nicht nur und in erster Linie die „Entkolonisierung4 4 

der Vergangenheit nahe, sondern auch die Konstruktion nationaler Identität durch 
Wiederherstellung „kollektive(r) Identität auf der Basis einer Kombination von 
primordialen (historischen, territorialen, sprachlichen, ethnischen) Faktoren und 
Symbolen und politischen Grenzen44.14 

Dieser Prozeß scheint - so zeigt uns jedenfalls die Geschichte - unerläßlich zu sein, 
da die von Entmündigung betroffenen Menschen, Gruppen und Völker erst durch eine 
gefestigte Identität zu Verflechtungen und Vernetzungen befähigt werden, ohne 
Gefahr zu laufen, dadurch erneut in identitätsvernichtende Abhängigkeiten zu 
geraten. Dabei stehen Staaten vor dem Problem, Bezugspunkte für ihre eigene 
Existenz zu finden, die über die im wesentlichen zufälligen und willkürlichen 
Grenzziehungen hinausgehen. Wo sich der Rückgriff auf eine Zeit der Unabhängig­
keit in unmittelbarer Vergangenheit nicht von selbst anbietet, konstituiert sich diese 
„nationale Wiedergeburt44 im Rekurs auf die Geschichte. Das Verlangen nach Helden, 
Märtyrern und Mythen wird zum Lebenselixier der neugewonnenen staatlichen 
Souveränität. 
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Doch der Prozeß der Identitätsfindung ist ein zweischneidiges Schwert: Denn um 
das Selbstwertgefühl der Massen zu stärken, werden nicht selten Unterschiede 
überbetont, mit dem Ergebnis einer ethnozentrischen Abgrenzung und Ausschließung 
von als „Minderheit" definierten Gruppen. 

Wenn Selbstfindung und Abgrenzung gar in fundamentalistische und chauvinisti­
sche Strömungen umschlagen, so kann dies verheerende Auswirkungen für die 
hiervon betroffenen Menschen haben - schnell gehen Identitätskrisen Hand in Hand 
mit Aggression gegenüber „den anderen" inner- oder außerhalb des eigenen Staates. 

Diese Krisen werden überlagert beziehungsweise begleitet von Distributionskrisen, 
da insbesondere die ökonomischen Veränderungsprozesse - erfahrungsgemäß durch 
eine „Revolution der steigenden Erwartungen" verstärkt - ständig weitergehende 
Forderungen nach Gerechtigkeit, Sicherheit und Daseinsvorsorge nach sich ziehen, 
die allerdings aufgrund ökonomischer Zerklüftung und begrenzter wirtschaftlicher 
Ressourcen nur in den seltensten Fällen auch schnell befriedigt werden können. 

Die zu erwartende zeitliche Dimension der Entwicklungen in den osteuropäischen 
Staaten verdeutlicht eine Modellrechnung des Wiener Instituts für Internationale 
Wirtschafts vergleiche (WIIW) aus dem Jahr 1992 für die fortschrittlichsten 
Reformstaaten CSFR, Polen und Ungarn.1 5 Um den materiellen Lebensstandard in 
absehbarer Zeit dem westlichen Durchschnitt angleichen zu können, müßten diese 
Länder über lange Jahre hinweg ein deutlich höheres Wirtschaftswachstum erzielen 
als die westeuropäischen Nachbarn. Ausgehend vom realen Bruttoinlandsprodukt pro 
Kopf gemäß den von der Weltbank für das Jahr 1989 veröffentlichten Daten erreichte 
dieser Wert in der CSFR allerdings lediglich 54%, in Ungarn 42% und in Polen 34% 
des westeuropäischen Durchschnitts von damals 14 770 Dollar. Bei einer theoreti­
schen, eher optimistischen Annahme, daß das Bevölkerungswachstum in den drei 
Staaten null Prozent und die jährliche Zunahme des Bruttoinlandsprodukts pro Kopf 
in Westeuropa künftig im Durchschnitt 2% betrüge, wären jährliche reale 
Wachstumsraten zwischen gut 20% für die CSFR und fast 35% für Polen nötig, wenn 
das durchschnittliche westeuropäische Niveau innerhalb von fünf Jahren erreicht 
werden sollte. Um wenigstens im Jahre 2010 den westeuropäischen Durchschnitt zu 
erreichen, müßte das Bruttoinlandsprodukt in der CSFR jährlich real um 6,6%, in 
Ungarn um 7,7% und in Polen um 9,5% zunehmen. Bei niedrigeren, aber noch immer 
über 5% liegenden Zuwachsraten könnte sich der Anpassungsprozeß auf 25 und mehr 
Jahre verlängern. Wie dies in Volkswirtschaften ohne Kapital und ohne Kapitalisten 
und ohne den vom früheren System vernichteten Mittelstand als staatstragende 
Schicht vonstatten gehen soll, sind Fragen, auf die es bislang keine schlüssigen 
Antworten gibt. Bedenkt man darüber hinaus, daß reale Wachstumsraten von über 
7% in der bisherigen Wirtschaftsgeschichte immer nur über relativ kurze Zeiträume 
aufrechterhalten werden konnten - etwa in Japan zwischen 1960 und 1970 und in 
Korea zwischen 1970 und 1980 - , so muß davon ausgegangen werden, daß der 
absolute Abstand sogar weiter zunehmen und die Kluft zwischen osteuropäischen 
Ländern und Westeuropa noch größer werden wird. 

Darüber hinaus wird auch diesen Staaten angesichts ihrer sozio-ökonomischen 
Zerklüftung wie vielen ehemaligen Kolonien die bittere Erfahrung nicht erspart 
bleiben, daß internationale Anerkennungen zwar wohlfeil, aber auch unverbindlich 
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sind. Da alte Wirtschaftsverbindungen gekappt und neue nicht gewonnen werden, 
treiben sie dem Kollaps entgegen - allenfalls fallen sie der internationalen 
„Wohlfahrtshilfe44 anheim. 

Bedenkt man, daß nur wenige der von kolonialer Herrschaft befreiten Staaten mit 
ökonomischen und politischen Verhältnissen, die denen der osteuropäischen und 
mittelasiatischen Staaten vergleichbar wären, den Prozeß der „Nationenbildung4 4 

erfolgreich abgeschlossen haben, wird die Dimension der Probleme und Konflikte 
deutlich, mit denen wir bis weit ins nächste Jahrtausend hinein in diesen erst zu Beginn 
der neunziger Jahre (wieder) entstanden Staaten zu rechnen haben. 
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